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3nhaelt: Bergbauunternehmer und Grundbeſitzer 11 N einigen können, das 
i 4 Int, it Rückſicht auf Enteignungsverfahren und ordnet sub lit. a — d an, welche thatſäch⸗ 
Wh e Fi unge Bergbaus wecken. Bon Beziesconmiſr Dr lichen Umſtände durch montaniſtiſchen Kunſtbefund ſeſtgeſtellt werden 
König in Graz. (Fortſetzung.) müſſen. Insbeſondere iſt nach $ 68, lit. d Vollzugsvorſchriſt montani⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: ſtiſcherſeits feſtzuſtellen, „ob das (zu enteignende) Grundſtück durch die 
Zur Entscheidung über einen Anſpruch dahin gehend, daß dem, welcher ſeinerzeit beabſichtigte Benützung gänzlich verändert werden müſſe, oder 
die eme it daß Reicher ii duch ent der Landſturm⸗ [ob es und nach welcher Zeit dem Grundbeſizer wieder frei zurück⸗ 
Den n an eden Communal-Mittelſchulen der Gemeinde Wien ſteht in geſtellt, dann mit welchen Kosten, etwa 1 . 1 ae 1 Raft; 
Gemäßheit der Wiener Gemeindeordnung das paſſive Wahlrecht zum Wiener ſtand wieder umgeſtaltet werden könne Auch die zunächſt im 
Gemeinderathe zu. Wege des Verwaltungsverfahrens vorzunehmende Schätzung hat nach der 
Geſetze und Verordnungen. weiteren Norm des § 68 Vollzugsvorſchrift darauf Rückſicht zu nehmen, 
Perſonalien. ob eine Zu rückverſetzung eines zu enteignenden Grundſtückes in 
Erledigungen. den vorigen Culturzuſtand möglich ift. Die im Geſetze vorgeſehene 
gänzliche Veränderung eines Grundſtückes, die geſetzlich angeordnete 
Rückſichtnahme, ob ein enteignetes Grundſtück nach Benützung zu Berg⸗ 
bauzwecken in den vorigen Culturzuſtand rückverſetzt werden kann, haben 
zur zwingenden Vorausſetzung, daß der zur „Benützung“ fremder Grund⸗ 
ſtücke befugte Bergbauunternehmer in der Benützung auch die Subſtanz 
der Grundſtücke ändern, ja ſelbſt deren frühere wirthſchaftliche Benüß- 
barkeit vernichten kann. 

Aus den bezogenen Beſtimmungen des Geſetzes (§ 98 Berggeſetz 
und § 68 Vollzugsvorſchrift) geht unbeſtreitbar hervor, daß der Geſetz⸗ 
geber im 8 98 allg. öſterr. Berggeſetz den Begriff „Benützung“ nicht in der 
engen Faſſung der Definition von Haberer und Zechner auf Pag. 276 
gedacht hat, ſondern eine Benützung mit Aenderung der Subſtanz der 
zum Bergbaubetriebe nothwendigen Grundſtücke, nach $ 68: d Vollzugs⸗ 
vorſchrift eine Benützung mit möglicher gänzlicher Veränderung 
der Subſtanz vordachte und ſomit den ſprachlich weiten Begriff 
„Benützung“ in das Geſetz aufnahm. Die ratio des Geſetzgebers bei 
8 98 allg. öfterr. Berggeſetz ging alſo auf die bei der ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung für eine Reihe von Fällen allein verwendbare Aufſtellung des 
Begriffes „Benützung“ im weiten Sinne. 

Wenn aber der Ausgangspunkt der Argumentation bei Haberer 
und Zechner, das Berggeſetz verſtehe im § 98 den Begriff „Benützung“ 
in einem engen Sinne, nicht richtig iſt, ſo muß auch die auf den 
iſolirt genommenen Wortlaut des § 98 allg. öſterr. Berggeſetz geſtützte 
Argumentation zu einem der occasio und ratio des Geſetzes nicht 
entſprechenden Schluß geführt haben. 

Der weitere Nachweis für die Behauptung des Beweisthemas 
dieſer Abhandlung, daß eine Enteignung zu Bergbauzwecken nach wie 
vor geſetzlich zuläſſig iſt, und daß der Bergbauunternehmer auf Grund 
des beſtehenden Geſetzes befugt iſt, die Tagdecke im Wege der Enteignung 
zur Ermöglichung eines ohne Inanſpruchnahme der Tagdecke undenkbaren 
Abbanes zur Benützung im weiten Sinne zu erwerben, ergibt ſich aber 

a 29 605 : auch aus den Grundſätzen des Enteignungsrechtes nach öſterreichiſchem 

e . Du. c. E. Leuthold glaubt irrig fubiectiwes Enteignungsrecht ſei Geſetze überhaupt und aus den Grundſätzen des vom Staate volkswirth⸗ 
Jubuſteen dale . ſchaſtlich wichtigen Unternehmungen eingeräumten ſubjectiven Enteignungs⸗ 
46) Bergleiche Franz Schneider's Lehrbuch, 8 215. rechtes insbeſondere, aus ſprachlichen Gründen und ſchließlich aus dem 


— 


Ueber Enteignung nach öſterreichiſchem Geſetze mit 
Rückſicht auf die Enteignung zu Bergbauzwerken. 
Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 

(Fortſetzung.) 

Für die juriſtiſch⸗techniſche und beruſsmäßige Auffaſſung der Be⸗ 
griffe im Geſetze des Staates iſt es unbeſtritten unzuläſſig, Begriffe aus 
dem Geſetze zu iſoliren. Für die juriſtiſch⸗techniſche und berufsmäßige 
Auffaſſung der Begriffe im Staatsgeſetze iſt der aus occasio und ratio 
legis ſich ergebende logiſche Zuſammenhang und die etymologiſche 
Bedeutung der Begriffe maßgebend. 

Bevor ich den Begriff „Benützung“ nach dem aus occasio und 
ratio legis ſich ergebenden logiſchen Zuſammenhange und nach ſeiner 
etymologiſchen Bedeutung weiter zum Gegenſtande vorliegender Abhandlung 
mache, ſei hier hervorgehoben, daß das Geſetz im § 98 allg. öſterr. B. G. 
dem Bergbauunternehmer gleich 1?) dem Unternehmer in den Enteignungs⸗ 
gebieten nach d: 7, 8 und 16 vorerſt lediglich einen umfänglich gerin⸗ 
geren Grad der volkswirthſchaftlich nothwendig erkannten Beſchränkung 
fremden Eigenthumes geſtatten will, und die weiteſtgehende Eigenthums⸗ 
beſchränkung bis zur Aufhebung beziehungsweiſe Erwerbung des voll⸗ 
ſtändigen Eigenthumes einer Sache durch den Unternehmer als Enteigner 
von dem Begehren des Enteigneten abhängig macht und hiedurch die 
correlative Enteignungspflicht beſtimmt 1%). 

Die bergrechtliche Enteignungs pflicht iſt im § 100 des Geſetzes 
und im $ 68 Vollzugsvorſchrift, welche letztere Norm sub lit. d 8 68 
für vorliegende Unterſuchung von hervorragender Bedeutung iſt, ausge⸗ 
ſprochen. Die Vollzugsvorſchrift zum allg. öſterr. B. G. beſtimmt im 
8 68 zu § 101 des allg. öſterr. B. G., zur Enteignungspflicht, wenn 
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Erkenntniſſe des Verwaltun 1ögerichtshofes 
3. 562, ſelbſt. 

In allen den angeführten, im 17 Enteignungsgebiete gebrachten 
Fällen ſtaatlichen und wirthſchaftlichen Lebens, in denen Enteignung 
zuläſſig iſt, handelt es ſich nicht um taxativ begrenzte Fälle, für welche 
das Geſetz Enteignung geſtattet, ſondern um die geſetzmäßige Abgrenzung 
beſtimmter Lebensgebiete, deren zweckmäßige und geſicherte Ordnung das 
allgemeine Beſte erheiſcht. Das „allgemeine Beſte“, die Vorausſetzung 
des § 365 a. b. G. B., iſt im Geſetze nicht definirt und im Geſetze 
auch nicht definirbar; wohl aber gehen alle Normen über Enteignung 
in den angeführten 17 Euteignungsgebieten von der Vorausſetzung des 
§ 365 a. b. G. B. aus. $ 98 des allg. öſterr. Berggeſetzes bezieht 
§ 365 a. d. G. B. ausdrücklich. 

Der im Geſetze nicht definirte Begriff „allgemeines Beſtes“ iſt 
kein abſoluter. 

Sit die Bedingung, unter welcher Eigenthumsbeſchränkung bis zur 
Abtretung des vollſtändigeu Eigenthums einer Sache ſtatthaben kann, 
kein abſoluter Begriff, ſo kann der Bedingungseintrit für Enteignung 
auch immer nur fallweiſe der competenten Judicatur unterzogen werden, 
und muß die Judicatur der zur Entſcheidung über erhobene Enteignungs⸗ 
anſprüche erſtberufenen Staatsbehörde im Inſtanzenzuge corrigirbar ſein. 

Iſt in einem beſonderen Enteignungsgebiete die Bedingung des 
§ 365 „das allgemeine Beſte“ ein Begriff allgemein gleicher Auffaſſung, 
iſt dieſer Begriff ein (menſchlicher Auffaſſung entſprechend) abſoluter, ſo 
bedarf es keiner inſtanzmäßigen Correctur des Enteignungsausſpruches. 

Subjectives Enteignungsrecht iſt deshalb auch dort, wo Relativität 
der Vorausſetzung „des allgemeinen Beſten“ eintritt, kein nach Inhalt 
und Umfang beſtimmter Rechtsanſpruch des Enteigners, und wird zu 
ſolchem Rechtsanſpruche erſt durch rechtskräſtiges Enteignungserkenntniß. 
Daraus ergibt ſich, daß es im Ermeſſen der zur Fällung des Enteignungs⸗ 
erkenntniſſes kompetenten Behörde gelegen iſt, dort, wo Relativität der 
Vorausſetzung des § 365 a. b. G. B. herrſcht, einen auf Grund des 
§ 365 innerhalb der in dieſer Abhandlung in 17 Enteignungsgebieten 


vom 14. März 1885, 


gebrachten Fälle mit Ausnahme von à: 1 geſtellten Enteignungsantrag 


abzulehnen. 

Der Begriff „allgemeines Beſtes“ wird zur Zeit nothwendig 
gewordener Mobiliſirung der bewaffneten Macht (a: 1) zu einem Begriffe 
möglichſt allgemeiner gleicher Auffaſſung innerhalb des Staatsgebietes, 
zur Zeit der andauernden Gefahr (nach menſchlicher Auffaſſung) zum 
abſoluten, mit der allſeitigen Forderung: Abwehr der Gefahr! Deshalb 
it das Enteignungsverfahren zur Deckung des Pferdebedarfes (eines 
Mittels zur Abwendung der Gefahr) im Mobiliſirungsfalle (a: 1) mit 
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weil in dieſen letzteren 6 Fällen auch ein anderer als der Staat oder 
als ein vom Staate eine ſtaatsrechtliche Stellung ableitender Verband, 
ein Privater, Enteigner ſein kann. Die Unterſchiede in den Enteignungs⸗ 
gebieten nach öſterreichiſchem Gefetze in formal⸗ und materiellrechtlicher 
Beziehung, und die gleiche ratio legis in den Enkeignungsgebieten 
d: 7, 8, 16, 17 (Eiſenbahnbau, Wegebau, Waſſerbau und Bergbau), 
wenn ein Privater Enteigner iſt, ſind für das aufgeſtellte Beweisthema 
dieſer Abhandlung von beſonderer Relevanz. 

Wo der Staat ſelbſt Enteigner iſt und der Begriff „allgemeines 
Beſtes“ (nach menſchlicher Auffaſſung) ein abſoluter iſt, nimmt er nach 
beſtehendem Rechte die weiteſtgehende Befugniß der Eigenthumsbeſchrän⸗ 
kung durch Enteignung für ſich in Anſpruch (a: 1). 

Wo die Enteignungsvorausſetzung, „das allgemeine Beſte“, als 
relativer Begriff der fallweiſen Beurtheilung der competenten Behörde 
unterliegt, iſt die Befugniß fremdes Eigenthum zu beſchränken, die 
Enteignungsbefugniß gemildert; nur der im Verwaltungswege rechts⸗ 
kräftige Enteigungsausſpruch iſt civilproceſſualiſch unanfechtbar, der vorläu⸗ 
fige, verwaltungsbehördliche oder civilgerichtliche Schätzungsbefund peto. 
Schadloshaltung des Expropriaten aber kann civilproceſſualiſch angefochten 
werden. 

Wo der Staat oder ein vom Staate eine ſtaatsrechtliche Stellung 
ableitender Verband Enteigner iſt, gewährt das Enteignungsrecht nach 
öſterreichiſchem Geſetze dem Enteigner direct und ſchon zunächſt den 
Anſpruch auf die weiteſtgehende Eigenthumsbeſchränkung, den Anſpruch 
auf Abtretung des vollſtändigen Eigenthumes einer fremden Sache. 

Wenn aber aus volkswirthſchaftlichen Gründen der delegirte Ent⸗ 
eignungsanſpruch von einem Privaten geltend gemacht werden kann, ſo 
räumt das beſtehende Recht zunächſt nur einen Anſpruch auf „Benützung“ 
ein, welche „Benützung“ in den Enteignungsgebieten d: 7, 8, 16, 17 
(Eiſenbahnbau, Wegebau, Waſſerbau, Bergbau) bis zur Aenderung der 
Subſtanz des Enteignungsobjectes, ja ſelbſt bis zur Vernichtung der 
bisherigen wirthſchaftlichen Brauchbarkeit des Enteignungsobjectes gehen 
kann, immer aber Enteignung iſt. 

Zum Schutze des Expropriaten, neben deſſen Schadloshaltung für 
dieſe Benützung im weiten Sinne und über dieſe Schadloshaltung 
hinausgehend, conſtituirt das beſtehende poſitive Recht in Oeſterreich die 
Enteignungspflicht des Exproprianten und gewährt hiedurch dem Reprä⸗ 
ſentanten einer volkswirthſchaftlich wichtigen Unternehmung den Anſpruch 
auf die weiteſtgehende Eigenthumsbeſchränkung, den Anſpruch auf Ab⸗ 
tretung des vollſtändigen Eigenthumes einer fremden Sache, nur indirect 
(d: 7, 8, 16 und 17 — Eisenbahnbau, Wegebau, Waſſerbau Bergbau). 

Das Enteignungsrecht des Bergbauunternehmers nach öſterreichiſchem 


den geringſten Förmlichkeiten umgeben und beruht als außerordentliches Geſetze beruht demnach auf den Grundſätzen des Enteignungsrechtes nach 
Enteignungsverfahren auf Ausübung des Staatsnothrechtes, des ius öſterreichiſchem Geſetze überhaupt und auf den Grundſätzen des vom 
supremae necessitatis. Für das Enteignungsgebiet a: 1 vereint das Staate volkswirthſchaftlich wichtigen Unternehmungen eingeräumten ſub⸗ 
Geſetz in Einem Verfahren den Enteignungsausſpruch und die Feſtſtellung jectiven Enteignungsrechtes insbeſondere; gewährt unter den geſetzlichen 


der Entſchädigung, ohne Zulaſſung einer Berufung an eine höhere 
Inſtanz und unterſagt für das Entſchädigungsverfahren das Betreten 
des ordentlichen Privatrechtsweges (Civilproceßweges). 

Das Verfahren zur Enteignung nach den sub à: 2, b: 3—5, 
o: 6, d: 7—17 bezogenen Geſetzesſtellen unterſcheidet ſich weſentlich von 
dem Enteignungsverfahren im Mobiliſirungsfalle (a.: 1). 

In den Enteignungsgebieten nach a: 2, b: 3—5, 6:6, d:7—17 
iſt der Enteignungsausſpruch nach jedesmaliger Prüfung des Vorhanden⸗ 
ſeins erwieſener öffentlicher Rückſichten, des allgemeinen Beſten (Note 3) 
von der Feſtſtellung des Enſchädigungsanſpruches des Expropriaten derart 
getrennt, daß der Enteignungsausſpruch als die im Ermeſſen der Ver⸗ 
waltungsbehörde liegende Verwaltungsmaßregel, wohl im Verwaltungs⸗ 
inſtanzenzuge angefochten werden kann, im ordentlichen Privatrechtswege 
aber unanfechtbar iſt, wogegen die vorläufige Beſtimmung der Ent⸗ 
ſchädigung, mag ſie im Wege der Schätzung durch die Verwaltungsbehörde 
oder durch den zuſtändigen Richter erfolgen, im ordentlichen Privatrechts⸗ 
wege anfechtbar iſt. 

Das Enteignungsrecht nach öſterreichiſchem Geſetze differenzirt alſo 
in formaler Beziehung zwiſchen den Gebieten 1: 2 und den Gebieten 
: 2, b:3—5, 6:6, d: 7—17. Materiellrechtlich beſteht ein weſent⸗ 
licher Unterſchied zwiſchen den Enteignungsgebieten a: 1—2, b: 3—5, 
e: 6, d: 9—12 und 15 (Mobiliſirung, Einquartierung, Epidemien, 
Friedhöfe, Epizootien, Schulen, Mauthen, Bauordnungen, Salzmonopol, 
Kataſter, Philloxera) und den Enteignungsgebieten d: 7, 8, 13, 14, 16, 
17 (Eiſenbahnbau, Wegebau, Forſtſachen, Servituten, Waſſerbau, Bergbau), 


Vorausſetzungen dem Bergbauunternehmer einen Anſpruch auf Benützung 
fremden Eigenthumes, welche Benützungsbefugniß zur Aenderung der 
Subſtanz der enteigneten Sache, ja zur Aufhebung der bisherigen wirthſchaft⸗ 
lichen Brauchbarkeit der enteigneten Sache berechtigt. Wenn aber die Eigen⸗ 
thumsbeſchränkung durch Enteignung zur Benützung dauernd wird, die bis⸗ 
herige ökonomiſche Verwendbarkeit der enteigneten Sache durch Aenderung 
der Subſtanz unmöglich wird, ſtatuirt das Geſetz die Enteignungspflicht und 
zwingt den Bergbauunternehmer, über Begehren des Expropriaten das 
vollſtändige Eigenthum des Enteignungsobjectes gegen vollkommene 
Schadloshaltung zu übernehmen. 

Daß das Enteignungsrecht nach öſterreichiſchem Geſetze dem Berg⸗ 
bauunternehmer unter den geſetzlichen Vorausſetzungen die „Benützung“ 
ſremder Liegenſchaſten im weiten Sinne des Wortes gewährt, iſt im 
Vorausgehenden nachgewieſen worden. 

Etymologiſch bedeutet „Benützung“ einer Sache im engen Sinne 
deren Gebrauch, salva rerum substantia, im weiten Sinne begreift 
„Benützung“ in ſich die Verminderung des Werthes und der Brauchbar⸗ 
keit einer Sache bis zu deren Zerſtörung. Benützen, miuze, gebrauchen; 
potiri est fari (I. frui) vel uti, nuczen. Nutze alle dine näch 
nöt durft (Benecke, Leipzig 1863, Pag. 402; 2: 1); nützen, nutzen 
gebrauchen, benützen, fungi, uti (Lexer, 1876, Leipzig, Pag. 123: 2). 
Benutzen oder benützen, den Nutzen von etwas genießen. Er benutzt 
das Meinige wie ſein Eigenthum. In engerer Bedeutung drückt es zu⸗ 
weilen nur den Nießbrauch aus mit Ausſchluß des Eigenthumes. Ein 
Gut, ein Haus, einen Acker benutzen, daher die Benutzung. Im weiteren 


Sinne Abnützen. Bei den Rechtslehrern als ein Ueberbleibſel der ober⸗ 
deutſchen Mundart, die Nutzung oder den Genuß einer Sache haben, 


wie abnießen. Ein Gut abnützen, durch Gebrauch ſchlechter machen, 


verderben, beſonders wenn von Werkzeugen die Rede iſt. Bei den Berg⸗ 
leuten abnießeln. Alle Dinge werden durch die Zeit, den Gebrauch ab⸗ 
genützt (Adelung, Brünn 1768); vergleiche hiezu Sanders, Leipzig 
1863, II: 1, Pag. 450 — 457; Benützung im weiten Sinne gleich 
„Zerſtörung“. 1 
Aus vorangehenden etymologiſchen Anführungen dürfte nachgewieſen 


welche Haberer und Zechner dieſem Begriffe unterlegen. nn 
Da der Geſetzgeber bei der Normgebung durch einen Begriff für 
eine Reihe von Fällen ſich nicht auf die Begriffe im engen Sinne 
beſchränkt, kann nach $ 98 allg. öſterr. Berggeſetz der Begriff „Benützung 2 
nicht im engen Sinne der Beweisführung von Haberer und Zechner 


verſtanden werden ). 
(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Entſcheidung über einen Anſpruch dahin gehend, daß dem, 

welcher ſeinerzeit die Militärbefreiungstaxe ere hat, auch die 

Befreiung von der Landſturmdienſtleiſtung zukomme, iſt das 
Reichsgericht nicht competent. 


(Entſcheidung des Reichsgerichtes vom 4. Juli 1887, 3. 92.) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Juli 1887 gepflogenen 


öffentlichen Verhandlung über die von dem Herrn Karl Hermann Eduard 
Buſchbeck durch den Advocaten Herrn Dr. Adalbert Salz sub praes. 26., 
reſp. 30. März 1887, 33. 47 und 49 R. G., eingebrachte Klage auf 
Zuerkennung ſeines Anſpruches auf Befreiung von der im Geſetze vom 


6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, beſtimmten Landſturmpflicht ohne 


Einſchränkung, und über das darin geſtellte Begehren, das Reichsgericht 


wolle erkennen, „es ſtehe dem Geſuchſteller im Grunde der von ihm 


laut Decretes des Magiſtrates der königlichen Hauptſtadt Prag vom 
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vorliegende Geſuch, welches, 


3. Jänner 1867, 3.556, erlegten und angenommenen Militärbefreiungs⸗ 
taxe per 1000 fl. der Anſpruch auf Befreiung von der im Geſetze vom 
6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, beſtimmten Landſturmpflicht ohne 
Einſchränkung zu, er könne daher auch nicht zu ſolchen Landſturmdienſten, 
die nicht Erſatzzwecke verfolgen, herangezogen werden, und ſei ferners 
auch nicht in der Sturmrolle als Landſturmpflichtiger zu führen, ſein 
Name ſei vielmehr aus der beim Magiſtrate der königlichen Hauptſtadt 
Prag geführten Sturmrolle des Jahrganges 1853 zu ſtreichen; die hohe 
k. k. Regierung, reſp. das hohe k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung 
habe dies anzuerkennen, die Streichung ſeines Namens in der eben 
bezeichneten Sturmrolle zu veranlafſen, und endlich Koſtenerſatz zu leiſten; 
alles dies binnen reichsgerichtlich zu beſtimmender Friſt“, nach Anhörung 
des Herrn Dr. Adalbert Salz, Advocaten in Prag, als Vertreter des 
Klägers und des Herrn Miniſterialrathes Georg Sonderleithner als 
Vertreter des k. k. Landesvertheidigungsminiſteriums zu Recht erkannt: 
„das k. k. Reichsgericht hat ſich zur Entſcheidung über die vorliegende 
Klage für incompetent erklärt.“ — Gründe: 

Das k. k. Reichsgericht mußte vor Allem in Erwägung ziehen, ob 
dasſelbe auf Grund des ihm durch die Artikel 2 und 3 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21 December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, zugewie⸗ 
ſenen Wirkungskreiſes berufen iſt, über die in Verhandlung ſtehende 
Angelegenheit eine Entſcheidung zu fällen. 

Hiebei iſt nicht blos die Form in Betracht zu ziehen, in welche 
ein an das Reichsgericht geſtelltes Begehren gekleidet wurde, ſondern 
ausſchlaggebend iſt nur der Umſtand, ob das Begehren ſeiner wahren 
Natur nach eine Angelegenheit betrifft, hinſichtlich welcher durch die 
oberwähnten Artikel dem Reichsgerichte die Entſcheidung zugewieſen iſt. 

Im vorliegenden Falle erachtet der Kläger die Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichtes in der Beſtimmung des Art. 3, lit. a des obcitirten 
Staatsgrundgeſetzes für begründet, weil er gegen die Regierung der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, beziehungsweiſe gegen 
das k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung den Anſpruch auf Beſreiung 


— . ͤũòůò⁵uël — 


) Leuthold a. a. O. läßt die heutige Frage der Enteignung zu Bergbau⸗ 


ununterfucht. 


zwecken nach $ 98 allg. öſterr. Berggeſetz in juriſtiſcher und ſprachlicher Beziehung 


von der im Geſetze vom 6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, beſtimmten 
Landſturmpflicht erhebt. 

Dieſer Anſchauung kann jedoch nicht beigepflichtet werden, weil 
dieſelbe auf einer irrigen Auslegung des Art. 3, lit. à des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, beruht. 
Ein Anſpruch im Sinne dieſer Geſetzesſtelle liegt dann vor, wenn an 
die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder oder an die 


Geſammtheit derſelben das Begehren auf eine Leiſtung ihrerſeits, ſei es 
in Geld oder anderer Art, geſtellt wird, und dieſes Begehren zur Aus⸗ 
ſein, daß „Benützung“ auch ſprachlich nicht jene enge Bedeutung hat, | 


tragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet iſt. 

Ein derartiger Anſpruch wird jedoch vom Kläger nicht geltend 
gemacht; ſein Begehren ſtellt ſich ſeiner Weſenheit nach vielmehr als 
eine Beſchwerde gegen eine adminiſtrative Verfügung und Entſcheidung 
dar — nämlich gegen feine Eintragung in die Sturmrolle des Jahr⸗ 


ganges 1853 als Landſturmpflichtiger — und gegen die Entſcheidung 


des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung, mit welcher ſeiner dagegen 


ergriffenen Beſchwerde keine Folge gegeben wurde. 


Es handelt ſich daher nicht um eine Leiſtung von Seite des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung, ſondern darum, daß Kläger von 
der Leiſtung des Dienſtes im Landſturme enthoben ſein will, weil 
er angeblich das Recht zur Befreiung von der Landſturmwehrpflicht 
durch den am 3. Jänner 1867 erfolgten Erlag der Militärbefreiungs⸗ 
taxe erworben hat. In dieſem Rechte glaubt Kläger, wie er in dem 
Geſuche ſelbſt angibt, durch die vorerwähnte Entſcheidung des Miniſteriums 
für Landesvertheidigung verletzt worden zu ſein und erhebt dagegen das 
wie oben bemerkt wurde, nur als eine 
Beſchwerde gegen eine adminiſtrative Entſcheidung anzuſehen iſt. Ueber 
dieſelbe fteht aber dem Reichsgerichte eine Entſcheidung nicht zu, weil 
es ſich nicht um die Verletzung eines durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes handelt (Art. 3, lit. b des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143). 

Das Begehren des Klägers mußte daher wegen Unzuſtändigkeit 
des Reichsgerichtes abgewieſen werden. 


Den Lehrern an den Communal⸗Mittelſchulen der Gemeinde Wien 
ſteht in Gemäßheit der Wiener Gemeindeordnung das paſſive 
Wahlrecht zum Wiener Gemeinderathe zu. 


(Entſcheidung des Reichsgerichtes vom 5. Juli 1887, Z. 93.) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1887 gepflo⸗ 
genen öffentlichen Verhandlung über die von dem Herrn Johann Anton 
Schnarf, Profeſſor an der Communal⸗Oberrealſchule in Gumpendorf, 
durch den Advocaten Herrn Dr. Anton Pergelt sub praes. 9. Mai 1887, 
3. 69 R. G., bei dem Reichsgerichte eingebrachte Beſchwerde wegen 
behaupteter Verletzung eines politiſchen durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten Rechtes und über die darin geſtellte Bitte, das Reichsgericht 
wolle erkennen: „der Beſchluß des Wiener Gemeinderathes vom 25. 
(recte 20.) April 1887, Mag. Z. 309.562, womit die Beſtätigung 
der im Jahre 1887 im zweiten Wahlkörper des VI. Gemeindebezirkes 
von Wien auf den Beſchwerdeführer gefallenen Wahl zum Gemeinde⸗ 
rathe verweigert wurde, habe das ihm geſetzlich zuſtehende pafſive Wahlrecht 
zum Gemeinderathe verletzt und werde als geſetzwidrig aufgehoben“ — 
nach Anhörung des Herrn Dr. Pergelt als Vertreter des Beſchwerde⸗ 
führers und des Herrn Dr. Kratky als Vertreter des Wiener Gemeinde⸗ 
rathes zu Recht erkannt: „durch den obenerwähnten Beſchluß des Wiener 
Gemeinderathes vom 20. April 1887 hat eine Verletzung des politiſchen 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten paſſiven Wahlrechtes des Beſchwerde⸗ 
führers zur Gemeindevertretung der Stadt Wien ſtattgefunden.“ — Gründe: 

Die Beſtätigung der auf den Beſchwerdeführer gefallenen Wahl 
zum Gemeinderathe der Stadt Wien iſt nach Inhalt des im Original 
vorliegenden Decretes des Wiener Magiſtrates vom 25. April 1887, 
3. 309.562, von dem Wiener Gemeinderathe mit Beſchluß vom 20. April 
1887 lediglich im Grunde des § 33, lit. e der Gemeindeordnung von 
Wien verweigert worden, — „demzufolge der Beſchwerdeführer als 
Communalbeamter von der Wählbarkeit in den Gemeinderath ausge⸗ 
nommen ſei.“ / 

Das k. k. Reichsgericht vermag jedoch dieſen Grund der Aus⸗ 
ſchließung des Beſchwerdeführers von dem pafſiven Wahlrechte zur Wiener 
Gemeindevertretung nicht geſetzlich zutreffend zu befinden, da die Zuſammen⸗ 
haltung der dafür allegirten Stelle der Wiener Gemeindeordnung, nämlich 
des § 33, lit. e mit dem 5 30 derſelben (und zwar ſowohl im 


ursprünglichen Texte, gleichwie in jener abgeänderten Faſſung, welche der 
lit. b und der lit. 1 des Punktes 2 dieſes § 30 durch die n. ö. 
Landesgeſetze vom 14. December 1885, Nr. 1 und 2 des L. G. Bl. 
vom Jahre 1886 gegeben worden iſt) darthut, daß die Wiener Gemeinde⸗ 
ordnung die Lehrer und Profeſſoren an den Wiener — mittleren — 
Communal⸗Lehranſtalten, wenigſtens in Beziehung auf die im vorliegenden 
Falle alleinig zu entſcheidende Frage ihres Wahlrechtes zur Gemeinde⸗ 
vertretung, keineswegs als Communalbeamte anſieht, ſondern ſie vielmehr 
denſelben entgegenſtellt, indem fie im § 30, Punkt 2, lit. b als activ 
wahlberechtigt erſt die Communalbeamten (und zwar derzeit ohne alle 
Rückſicht auf ein gewiſſes Ausmaß der von ihnen zu entrichtenden 
Einkommenſteuer) und nebſtdem in der lit. 1 desſelben Paragraphen 
auch die Lehrer an den mittleren Communal⸗Lehranſtalten (und zwar 
ebenfalls ohne alle Rückſicht auf einen Steuercenſus) aufzählt, alſo deutlich 
ausſpricht, daß dieſe letzteren nicht ſchon unter den in lit. b aufgeführten 
Communalbeamten inbegriffen ſind. 

Hienach können alſo auch im § 33, lit. e ein und des näm⸗ 
lichen Geſetzes unter den Communalbeamten nicht auch die Communal⸗ 
Mittelſchullehrer begriffen ſein. 

Da nun kraft des § 32 derſelben Gemeindeordnung jedes activ 
wahlberechtigte Gemeindeglied männlichen Geſchlechtes, welches das 
30. Jahr zurückgelegt hat, auch wählbar iſt und da nach dem früher 
Geſagten durch den § 33, lit. o, welcher die Gemeindebeamten von der 
Wählbarkeit zur Gemeindevertretung ausſchließt, keineswegs auch die 
Communal⸗Mittelſchullehrer hievon ausgeſchloſſen find, fo ift das paſſive 
Wahlrecht derſelben zum Wiener Gemeinderathe durch das poſitive Geſetz 
präciſe entſchieden. 

Hienach mußte die vorliegende Beſchwerde geſetzlich begründet 
befunden werden. 

Dagegen wurde über das am Schluſſe des Petitums geſtellte 
Begehren, daß das Reichsgericht den mehrerwähnten Beſchluß des Wiener 
Gemeinderathes vom 20. April 1887 als geſetzwidrig auſheben ſoll, 
kein Erkenntniß gefällt, weil ſich das Reichsgericht uach Vorſchrift des 
§ 35 des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, bei 
Beichwerden über Verletzung politiſcher Rechte ausſchließend auf die 
Entſcheidung zu beſchränken hat, ob eine ſolche Verletzung ſtattgefunden 
habe oder nicht. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. — 23. Geſetz vom 11. Juni 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Kärnten, betreffend die Correction der Millſtätter 
Landesſtraße von Seeboden bis zum Hutter in Millſtatt. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. — 24. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 6. Juli 1886, Z. 7075, womit der Beginn der 
Wirkſamkeit der Durchführungsvorſchrift über die Einhebung der mit dem Geſetze 
vom 29. Jänner 1886 genehmigten Auflage auf den Verbrauch von gebrannten 
geiſtigen Flüſſigkeiten in Kärnten, ſowie die Höhe dieſer Auflage verlautbart wird. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 17. Juli. — 25. Geſetz vom 29. Juni 1886, 
wirkſam für das Herzogthum Kärnten, betreffend die Verbauung des Laaſer 
Wildbachgebietes. — 26. Uebereinkommen zwiſchen der k. k. kärntneriſchen Landes⸗ 
regierung in Klagenfurt und dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe auf Grund der 
mit dem Erlaſſe des hohen k. k. Ackerbauminiſteriums vom 14. Mai 1886, 
3. 5309, erhaltenen Ermächtigung über die Ausſührung der Verbauung des 
Laaſer Wildbachgebietes im Sinne des § 4 des Geſetzes vom 29. Juni 1886, 
L. G. und V. Bl. Nr. 25. 

XX. Stück. Ausgeg. am 29. Juli. — 27. Geſetz vom 29. Juni 1886, 
betreffend die Fortſetzung der Regulirung des Gailfluſſes. — 28. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 25. Juli 1886, 8. 7719, betreffend 
die Einhebung einer Mauthgebühr an der Drahtſeilüberfuhr des Johann Werſchun 
in Tſcherberg. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 26. Auguſt. — 29. Verordnung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 13. Auguſt 1886, Z. 8832, betreffend Vorkehrungen 
gegen die Cholera und andere Menſchenſeuchen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 14. September. — 30. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 27. Auguſt 1886, Z. 9376, betreffend die 

Veröffentlichung des Landſturmgeſetzes und einer Ausführungsverordnung. 
(Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Rathe des Verwaltungsgerichtshofes Hofrath 
Dr. Rudolph Ritter von Alter das Ritterkreuz des Leopold ⸗Ordens taxrfrei 
verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Alexander Freiherrn von 
Reden in Tirol den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Commiſſär der Generalinſpection der öſter⸗ 
reichiſchen Eiſenbahnen Franz Borowy den Titel und Eharakter eines Inſpec⸗ 
tors verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Eduard Kir ſch, Guſtavr Niſchelwitzer, Wilhelm Ritter 
Worikowsky von Kundratitz und Franz Navratil zu Bezirkshauptmännern 
und die Bezirkscommiſſäre Peter Bernklau, Auguſt Ritter von Paum⸗ 
gartten, Stanislaus Maslowski und Adam Graſen Romer zu Statt⸗ 
haltereiſecretären in Mähren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Johann Schußböck 
und den Finanzſecretär Alexander Golda zu Finanzräthen der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Ottomar Piskorſch zum 
Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Dr. Alexander Fürften Lodzia⸗ 
Poninski zum Finanzrathe der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Johann Tratnik zum 
Finanzſecretär und den Steuerinſpector Franz Kokole zum Steuer⸗Oberinſpector 
der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Commiſſäre Karl Werner, Hugo Freiherrn 
von Buſchman und Karl Breisky zu Inſpectoren, dann die Commiſſärs⸗ 
adjuncten Heinrich Keller und Karl Siegmund, den Oberingenieur Ferdinand 
Gottsleben und den Beamten der Generaldirection der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen Arnold Bardas zu Commiſſären der Generalinſpection der bſterreichi⸗ 
ſchen Eiſenbahnen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Rechnungsrevidenten Franz Sliskal und 
Ludwig Beldi zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten der Forſt⸗ 

Domänendirection in Lemberg Emil Kraft zum Rechnungsrathe ernannt. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Caſſeadjuncten der Reichscentralcaſſe 

Michael Wagner zum Caſſier ernannt. 


und 


Erledigungen. 

Ingenieurs⸗, eventuell Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte in Nieder⸗ 
öſterreich in der neunten, beziehungsweiſe zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 159.) 5 
Ingenieursſtellen in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Bauadjuncten⸗ 


ſtellen in der zehnten Rangsclaſſe, ſowie Bauprakticantenſtellen mir 600 fund een 


| 500 fl. Adjutum jährlich im Staatsbaudienſte in Tirol, bis Ende Juli. (Amtsbl. 
E 159.) 
| 
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